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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
— Drucksache 8/1679 — 

zu dem von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
— Drucksache 8/238 — 

A. Problem 
Der Verwaltungsaufwand ist bei der Kraftfahrzeugsteuer be-
sonders groß; sie überlastet die Kassen und Vollstreckungs-
stellen der Finanzämter. 

Außerdem sind aus verschiedenen Anlässen punktuelle Ände-
rungen des Kraftfahrzeugsteuergesetzes erforderlich. 

B. Lösung 
Das allgemeine Wahlrecht, die Kraftfahrzeugsteuer statt jähr-
lich auch halb- oder vierteljährlich zu zahlen, wird aufgehoben. 
Die Einseitigkeit der Freistellung von DDR-Fahrzeugen soll 
nicht mehr hingenommen werden (gemeinsames Anliegen bei-
der Vorlagen). 
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Im übrigen soll die Regierungsvorlage, die unter anderem 

— die Befreiung zugunsten Behinderter erweitert und verein-
heitlicht und 

— die tageweise Erstattung bei Abmeldung, 

— die Anpassung der Lkw-Anhänger-Besteuerung an auslän-
dische Regelungen, 

— Verbesserungen im kombinierten Verkehr Schiene/Straße 

vorsieht, um 

— eine gestaffelte Steuerermäßigung für den Huckepackver-
kehr und 

— eine stärkere Staffelung des neuen Anhängerzuschlags 

ergänzt werden.  

Der Ausschuß schlägt jedoch vor, auf eine allgemeine Steuer-
erhöhung für Personenkraftwagen zu verzichten. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 
Änderungsanträge der Opposition, mit denen Anliegen betref-
fend Pannenhilfsfahrzeuge, Schneeräumeinsätze landwirtschaft-
licher Zugmaschinen und nicht ausschließliche Bahnzubringer-
fahrten aufgegriffen wurden, fanden keine Mehrheit. 

Weitergehende Reformüberlegungen, wie 

— die Besteuerung der Masse der Fahrzeuge allein oder neben 
einer einmaligen Zulassungssteuer über eine erhöhte Mine-
ralölsteuer oder 

— ein Plakettenverfahren, 

sollen durch diese Vorlage nicht behindert werden; es sind je-
doch noch erhebliche Vorarbeiten nötig, um einen tragfähigen 
Konsens zustande zu bringen. 

D. Kosten 
Die Regierungsvorlage war in den einzelnen Steuererleichte-
rungen einerseits und einer allgemeinen Steuererhöhung für 
Personenkraftwagen andererseits ausgeglichen. 

Nach dem Vorschlag des Ausschusses sind der Verzicht auf die 
allgemeine Steuererhöhung mit etwa 173 Millionen DM und 
weitere 5 Millionen DM für sonstige Verbesserungen gegen 
Verwaltungskostenersparnisse von 40 Millionen DM — jeweils 
im ersten Jahr voller Wirksamkeit — gegenzurechnen. 
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Beschlußempfehlung 
 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 8/1679 — in der aus der anliegenden Zu-
sammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache 8/238 — für erledigt zu erklären, 

3. die eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 14. November 1978 

Der Finanzausschuß 

Frau Funcke 

Vorsitzende 

Dr. Diederich (Berlin) 	Dr. Schäuble 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
— Drucksache 8/1679 — 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates  das folgende Gesetz beschlossen: 

 

Artikel 1 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Dezember 1972 (BGBl. I 
S. 2209) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

,,§ 1 
Steuergegenstand 

(1) Der Kraftfahrzeugsteuer unterliegt 
1. das Halten von einheimischen Fahrzeugen 

zum Verkehr auf öffentlichen Straßen; 
2. das Halten von gebietsfremden Fahrzeugen 

zum Verkehr auf öffentlichen Straßen, so-
lange die Fahrzeuge sich im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes befinden; 

3. die widerrechtliche Benutzung von Fahrzeu-
gen; 

4. die Zuteilung von roten Kennzeichen, die 
von einer Zulassungsbehörde im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes zur wiederkehren-
den Verwendung für Probe- und Überfüh-
rungsfahrten ausgegeben werden. 

(2) Auf die Kraftfahrzeugsteuer sind diejeni-
gen Vorschriften der Abgabenordnung anzu-
wenden, die für andere Steuern als Zölle und 
Verbrauchsteuern gelten." 

2. Hinter § 1 wird folgender § 1 a eingefügt: 

,,§ 1 a 
Begriffe 

(1) Unter den Begriff Fahrzeuge im Sinne 
dieses Gesetzes fallen Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Dezember 1972 (BGBl. I 
S. 2209) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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(2) Die in diesem Gesetz verwendeten Be-
griffe des Verkehrsrechts richten sich, wenn 
nichts anderes bestimmt ist, nach den jeweils 
geltenden verkehrsrechtlichen Vorschriften. 

(3) Ein Fahrzeug ist vorbehaltlich des Ab-
satzes 4 ein einheimisches Fahrzeug, wenn es 
unter die im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
maßgebenden Vorschriften über das Zulassungs-
verfahren fällt. 

(4) Ein Fahrzeug ist ein gebietsfremdes Fahr-
zeug, wenn es im Zulassungsverfahren eines 
anderen Staates zugelassen ist. 

(5) Eine widerrechtliche Benutzung im Sinne 
dieses Gesetzes liegt vor, wenn ein Fahrzeug 
auf öffentlichen Straßen im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes ohne die verkehrsrechtlich vorge-
schriebene Zulassung benutzt wird. Eine Be-
steuerung wegen widerrechtlicher Benutzung 
entfällt, wenn das Halten des Fahrzeugs von 
der Steuer befreit sein würde oder die Be-
steuerung bereits nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 
vorgenommen worden ist." 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 a erhält folgende Fassung: 
„3 a. Fahrzeugen, solange sie ausschließlich 

verwendet werden 
a) zur Reinigung von Straßen oder Ab-

wasseranlagen 
oder 

b) zur Abfallbeseitigung im Sinne des 
Abfallbeseitigungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
5. Januar 1977 (BGBl. I S. 41) in der 
jeweils geltenden Fassung, ausge-
nommen die Beseitigung von Boden-
aushub, Abraum, Bauschutt und Alt-
öl. Als Abfallbeseitigung im Sinne 
dieses Gesetzes gilt die Beseitigung 
von Fäkalien auch dann, wenn diese 
kein Abfall im Sinne des Abfall-
beseitigungsgesetzes sind, sowie die 
Beseitigung von Stoffen, die unter 
die Vorschriften nach § 1 Abs. 3 
Nr. 1 des Abfallbeseitigungsgeset-
zes fällt. 

Voraussetzung ist, daß die Fahrzeuge 
äußerlich als für die bezeichneten 
Zwecke bestimmt erkennbar sind. Bei 
Fahrzeugen, die nicht für den Bund, 
ein Land, eine Gemeinde, einen Ge-
meindeverband oder einen Zweckver-
band zugelassen sind, ist außerdem Vor-
aussetzung, daß eine Einsammlungs- 
oder Beförderungsgenehmigung nach 
§ 12 des Abfallbeseitigungsgesetzes er-
teilt ist. Diese Voraussetzung entfällt, 
soweit es sich um die Beseitigung von 
Stoffen handelt, die unter die Vor- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 
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schriften nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 des Ab-
fallbeseitigungsgesetzes fällt, und so-
weit die maßgeblichen gesetzlichen 
Vorschriften eine besondere Einsamm-
lungs- oder Beförderungsgenehmigung 
nicht vorsehen." 

b) Die Nummern 5 und 5 a werden durch fol-
gende neue Nummer 5 ersetzt: 
„5. Kraftomnibussen und Personenkraftwa-

gen mit acht oder neun Sitzplätzen ein-
schließlich Führersitz sowie von Kraft-
fahrzeuganhängern, die hinter diesen 
Fahrzeugen mitgeführt werden, wenn 
das Fahrzeug während des  Zeitraums, 
für den die Steuer zu entrichten wäre, 
zu mehr als 50 vom Hundert der insge-
samt gefahrenen Strecke im Linienver-
kehr verwendet wird. Die Verwen-
dung des Fahrzeugs ist, ausgenommen 
bei Oberleitungsomnibussen, buchmäßig 
nachzuweisen;". 

c) In Nummer 7 a werden die Worte „oder von 
auswechselbaren Aufbauten" durch die 
Worte „ , von auswechselbaren Aufbauten 
oder von Kraftfahrzeuganhängern" ersetzt. 

d) Hinter Nummer 8 wird folgende Nummer 8 a 
eingefügt: 
„8 a. Personenkraftwagen oder Krafträdern, 

solange die Fahrzeuge für Behinderte 
zugelassen sind, die infolge einer nicht 
nur vorübergehenden Behinderung in 
ihrer Bewegungsfähigkeit im Straßen-
verkehr erheblich beeinträchtigt sind. 
In seiner Bewegungsfähigkeit erheblich 
beeinträchtigt ist, wer infolge einer 
Einschränkung des Gehvermögens, 
auch durch innere Leiden, oder infolge 
von Anfällen oder von Störungen der 
Orientierungsfähigkeit nicht ohne er-
hebliche Schwierigkeiten oder nicht 
ohne Gefahren für sich oder andere 
Wegstrecken im Ortsverkehr zurückzu-
legen vermag, die üblicherweise noch 
zu Fuß zurückgelegt werden. Als er-
heblich beeinträchtigt gelten in jedem 
Fall Personen, die in ihrer Erwerbs-
fähigkeit nicht nur vorübergehend um 
mindestens 80 vom Hundert gemindert 
sind. Das Vorliegen der Voraussetzun-
gen ist durch einen Ausweis, eine Be-
scheinigung oder einen Bescheid der 
zuständigen Versorgungsbehörden nach 
Maßgabe der hierfür geltenden Bestim-
mungen nachzuweisen. Alterserschei-
nungen finden in keinem Fall Berück-
sichtigung. Die Steuerbefreiung steht 
dem Behinderten nur für ein Fahrzeug 
und nur auf Antrag zu. Sie entfällt, 
wenn das Fahrzeug zur Beförderung 
von Gütern — ausgenommen Hand-
gepäck —, zur entgeltlichen Beförde- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) Hinter Nummer 8 wird folgende Nummer 8 a 
eingefügt: 
„8 a. Personenkraftwagen oder Krafträdern, 

solange die Fahrzeuge für Behinderte 
zugelassen sind, die infolge einer nicht 
nur vorübergehenden Behinderung in 
ihrer Bewegungsfähigkeit im Straßen-
verkehr erheblich beeinträchtigt sind. 
In seiner Bewegungsfähigkeit erheblich 
beeinträchtigt ist, wer infolge einer 
Einschränkung des Gehvermögens, 
auch durch innere Leiden, oder infolge 
von Anfällen oder von Störungen der 
Orientierungsfähigkeit nicht ohne er-
hebliche Schwierigkeiten oder nicht 
ohne Gefahren für sich oder andere 
Wegstrecken im Ortsverkehr zurückzu-
legen vermag, die üblicherweise noch 
zu Fuß zurückgelegt werden. Als er-
heblich beeinträchtigt gelten Personen, 
die in ihrer. Erwerbsfähigkeit nicht nur 
vorübergehend um mindestens 80 vom 
Hundert gemindert sind. Das Vorliegen 
der Voraussetzungen ist durch einen 
Ausweis, eine Bescheinigung oder 
einen Bescheid der zuständigen Ver-
sorgungsbehörden nach Maßgabe der 
hierfür geltenden Bestimmungen nach-
zuweisen. Die Steuerbefreiung steht 
dem Behinderten nur für ein Fahrzeug 
und nur auf Antrag zu. Sie entfällt, 
wenn das Fahrzeug zur Beförderung 
von Gütern — ausgenommen Hand-
gepäck —, zur entgeltlichen Beförde-
rung von Personen — ausgenommen 
die gelegentliche Mitbeförderung — 
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rung von Personen — ausgenommen 
die gelegentliche Mitbeförderung — 
oder durch andere Personen zu Fahr-
ten benutzt wird, die nicht im Zusam-
menhang mit der Fortbewegung oder 
der Haushaltsführung des Behinderten 
stehen." 

e) Nummer 9 erhält folgende Fassung: 
„9. Fahrzeugen, die aus dem Geltungsbe-

bereich dieses Gesetzes ausgeführt oder 
verbracht werden sollen und hierzu ein 
besonderes Kennzeichen erhalten." 

f) In Nummer 10 werden ersetzt 
aa) die Worte „im ausländischen Zulas-

sungsverfahren zugelassenen" durch das 
Wort „gebietsfremden", 

bb) die Worte „in das Bundesgebiet" durch 
die Worte „in den Geltungsbereich die-
ses Gesetzes" und die Worte „im Bun-
desgebiet" durch das Wort „hier", 

cc) die Worte „im Inland" durch die Worte 
„im Geltungsbereich dieses Gesetzes". 

g) In Nummer 11 werden die Worte 
„im ausländischen Zulassungsverfahren zu-
gelassenen Fahrzeugen, die aus dem Aus-
land zur Ausbesserung in das Bundesgebiet" 
durch die Worte „gebietsfremden Fahrzeu-
gen, die zur Ausbesserung in den Geltungs-
bereich dieses Gesetzes" ersetzt. 

h) In Nummer 12 werden ersetzt 
aa) die Worte „im ausländischen Zulas-

sungsverfahren zugelassenen" durch das 
Wort „gebietsfremden", 

bb) die Worte „des Auslands" durch die 
Worte „eines anderen Staates", 

cc) die Worte „das Bundesgebiet" durch die 
Worte „den Geltungsbereich dieses Ge-
setzes". 

i) In Nummer 13 werden die Worte „auslän-
discher Behörden" durch die Worte „von Be-
hörden anderer Staaten" ersetzt. 

4. In § 2 a Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Ist die mit der Eisenbahn zurückgelegte 
Strecke länger als 400 Kilometer, so wird eine 
Fahrt zweifach gerechnet, ist die mit der Eisen-
bahn zurückgelegte Strecke länger als 800 Kilo-
meter, so wird die Fahrt dreifach gerechnet." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

oder durch andere Personen zu Fahr-
ten benutzt wird, die nicht im Zusam-
menhang mit der Fortbewegung oder 
der Haushaltsführung des Behinderten 
stehen." 

e) unverändert 

f) unverändert 

g) unverändert 

h) unverändert 

i) unverändert 

4. In § 2 a Abs. 1 wird Satz 2 durch folgende neuen 
Sätze 2 und 3 ersetzt: 

„Wird die in Satz 1 bestimmte Zahl von Fahr-
ten nicht erreicht, so werden erstattet 

1. bei mehr als 93 Fahrten 75 vom Hundert der 
Jahressteuer, 

2. bei weniger als 94 aber mehr als 62 Fahrten 
50 vom Hundert der Jahressteuer, 

3. bei weniger als 63 aber mehr als 31 Fahrten 
25 vom Hundert der Jahressteuer. 

Ist die mit der Eisenbahn zurückgelegte Strecke 
länger als 400 Kilometer, so wird eine Fahrt 
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5. §§ 3 bis 9 werden durch folgende neue §§ 3 
bis 5 ersetzt: 

,,§ 3 
Dauer der Steuerpflicht 

(1) Die Steuerpflicht dauert 
1. bei einem einheimischen Fahrzeug, vorbe-

haltlich der Absätze 2 bis 5, 
solange das Fahrzeug zum Verkehr zugelas-
sen ist, mindestens jedoch einen Monat; 

2. bei einem gebietsfremden Fahrzeug, vorbe-
haltlich des Absatzes 2, 
solange sich das Fahrzeug im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes befindet; 

3. bei einem widerrechtlich benutzten Fahr-
zeug, solange die widerrechtliche Benutzung 
dauert, mindestens jedoch einen Monat; 

4. bei einem roten Kennzeichen, solange das 
Kennzeichen benutzt werden darf, minde-
stens jedoch einen Monat. 

(2) Fallen bei einem Fahrzeug die Voraus-
setzungen für eine Steuerbefreiung weg, so be-
ginnt die Steuerpflicht mit dem Wegfall dieser 
Voraussetzungen. Die Steuerpflicht endet vor-
behaltlich des Satzes 3 mit dem Eintritt der 
Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung. 
Wird ein Fahrzeug, dessen Halten von der 
Steuer befreit ist, vorübergehend zu anderen als 
den begünstigten Zwecken benutzt (zweck-
fremde Benutzung) so dauert die Steuerpflicht, 
solange die zweckfremde Benutzung währt, min-
destens jedoch einen Monat. 

(3) Wird ein einheimisches Fahrzeug wäh-
rend der Dauer der Steuerpflicht verändert und 
ändert sich infolgedessen die Höhe der Steuer, 
so beginnt die Steuerpflicht bei dem veränder-
ten Fahrzeug mit der Änderung, spätestens mit 
der Aushändigung des neuen oder geänderten 
Fahrzeugscheins ; gleichzeitig endet die frühere 
Steuerpflicht. Entsprechendes gilt, wenn sich die 
Höhe der Steuer aufgrund eines Antrags nach 
§ 11 a Abs. 2 (Anhängerzuschlag) ändert. 

(4) Wird ein einheimisches Fahrzeug vor-
übergehend stillgelegt oder endgültig aus dem 
Verkehr gezogen und wird dabei die Rückgabe 
oder Einziehung des Fahrzeugscheins und die 
Entstempelung des Kennzeichens an verschiede-
nen Tagen vorgenommen, so ist der letzte Tag 
maßgebend. Das Finanzamt kann für die Been-
digung der Steuerpflicht einen früheren Zeit-
punkt zugrunde legen, wenn der Steuerschuld-
ner glaubhaft macht, daß das Fahrzeug seit dem 
früheren Zeitpunkt nicht benutzt worden ist und 
daß er die Abmeldung des Fahrzeugs nicht 
schuldhaft verzögert hat. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

zweifach gerechnet, ist die mit der Eisenbahn 
zurückgelegte Strecke länger als 800 Kilometer, 
so wird die Fahrt dreifach gerechnet." 

5. unverändert 
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(5) Wird ein einheimisches Fahrzeug ver-
äußert, so endet die Steuerpflicht für den Ver

-
äußerer in dem Zeitpunkt, in dem die verkehrs-
rechtlich vorgeschriebene Veräußerungsanzeige 
bei der Zulassungsbehörde eingeht, spätestens 
mit der Aushändigung des neuen Fahrzeug-
scheins an den Erwerber; gleichzeitig beginnt 
die Steuerpflicht für den Erwerber. 

§4 
Entstehung der Steuer 

Die Steuer entsteht mit Beginn der Steuer-
pflicht, bei fortlaufenden Entrichtungszeiträu-
men mit Beginn des jeweiligen Entrichtungszeit-
raums. 

§5 
Steuerschuldner 

Steuerschuldner ist 

1. bei einem einheimischen Fahrzeug 
die Person, für die das Fahrzeug zum Ver-
kehr zugelassen ist, 

2. bei einem gebietsfremden Fahrzeug 
die Person, die das Fahrzeug im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes benutzt, 

3. bei einem widerrechtlich benutzten Fahrzeug 
die Person, die das Fahrzeug widerrechtlich 
benutzt, 

4. bei einem roten Kennzeichen 
die Person, der das Kennzeichen zugeteilt 
ist." 

6. § 10 erhält folgende Fassung: 

„§ 10 
Bemessungsgrundlage 

Die Steuer bemißt sich 
1. bei Krafträdern und Personenkraftwagen 

nach dem Hubraum, soweit diese Fahrzeuge 
durch Hubkolbenmotoren angetrieben wer-
den, 

2. bei anderen Fahrzeugen nach dem verkehrs- 
rechtlich zulässigen Gesamtgewicht und der 
Anzahl der Achsen. Bei Sattelanhängern ist 
das verkehrsrechtlich zulässige Gesamtge-
wicht um die Sattellast zu vermindern." 

7. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 und 2 erhält folgende Fas-
sung: 

„(1) Die Jahressteuer beträgt für 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

6. unverändert 

7. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 und 2 erhält folgende Fas-
sung: 
„(1) Die Jahressteuer beträgt für 
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je 25 je 100 je 200 
Kubik- Kubik- Kilo- 
zenti- zenti- gramm 
meter meter Gesamt- 

Hubraum Hubraum gewicht 
oder oder oder 
einen einen einen 

 Teil Teil Teil 
davon davon davon 

DM DM DM 

1. Krafträder, die 
durch Hubkol- 
benmotoren 
angetrieben 
werden 	 3,60 — — 

2. Personenkraft- 
wagen, die 
durch Hubkol- 
benmotoren  
angetrieben 
werden 	 — 15,00 —." 

b) In Absatz 1 wird Nummer 5 Nummer 3. 

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Steuer ermäßigt sich um 50 vom 
Hundert des Betrags, der sich nach Absatz 1 
ergibt, für Fahrzeuge mit Antrieb aus-
schließlich durch Elektromotoren, die ganz 
oder überwiegend aus mechanischen oder 
elektrochemischen Energiespeichern gespeist 
werden (Elektrofahrzeuge) ." 

cl)  In Absatz 3 wird die Einleitung des Satzes 1 
wie folgt gefaßt: 

„(3) Für gebietsfremde Fahrzeuge beträgt 
die Steuer, wenn sie tageweise entrichtet 
wird, für jeden ganz oder teilweise im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes zugebrachten 
Kalendertag." 

e) In Absatz 4 wird Nummer 3 gestrichen. 

f) Hinter Absatz 4 wird folgender Absatz 5 an-
gefügt: 
„(5) Bei Berechnung der Steuer zählen 

angefangene Kalendertage als volle Tage. 
Der Tag, an dem die Steuerpflicht endet, 
wird nicht mitgerechnet, ausgenommen in 
den Fällen der tageweisen Entrichtung nach 
§ 13 Abs. 3 und der Entrichtung für einen 
nach Tagen berechneten Zeitraum nach § 13 
Abs. 4 Nr. 1 sowie nach § 13 Abs. 4 Nr. 2, 
soweit die Mindestbesteuerung vorgeschrie-
ben  ist." 

8. Hinter § 11 wird folgender § 11 a eingefügt: 

„§ 11 a 

Sonderregelung für Kraftfahrzeuganhänger 

(1) Auf Antrag wird die Steuer für das Hal-
ten von Kraftfahrzeuganhängern mit Ausnahme 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

je 25 je 100 je 200 
Kubik- Kubik- Kilo- 
zenti- zenti- gramm 
meter meter Gesamt- 

Hubraum Hubraum gewicht 
oder oder oder 
einen einen einen 
Teil Teil Teil 
davon davon davon 

DM DM DM 

1. Krafträder, die 
durch Hubkol- 
benmotoren 
angetrieben 
werden 	 3,60 — — 

2. Personenkraft- 
wagen, die 
durch Hubkol- 
benmotoren 
angetrieben 
werden 	 — 14,40 —." 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 

f) unverändert 

8. Hinter § 1,1 wird folgender § 11 a eingefügt: 

„§ 11 a 

Sonderregelung für Kraftfahrzeuganhänger 

(1) unverändert 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/2285 

Entwurf 

von Wohnwagenanhängern nicht erhoben, so-
lange die Anhänger ausschließlich hinter Kraft

-
fahrzeugen, ausgenommen Krafträder und Per

-sonenkraftwagen, mitgeführt werden, für die 
eine um einen Anhängerzuschlag erhöhte Steuer 
erhoben wird oder die ausschließlich zur Zustel-
lung oder Abholung nach § 2 Nr. 7 a verwendet 
werden. Voraussetzung für die Steuervergünsti-
gung ist außerdem, daß den Anhängern ein 
amtliches Kennzeichen in grüner Schrift auf 
weißem Grund zugeteilt worden ist. 

(2) Die um einen Anhängerzuschlag erhöhte 
Steuer wird auf Antrag des Eigentümers des 
Kraftfahrzeugs oder, im Falle einer Zulassung 
für einen anderen, des Halters erhoben, wenn 
hinter dem Kraftfahrzeug Anhänger mitgeführt 
werden sollen, für die nach Absatz 1 Steuer 
nicht erhoben wird. Dies gilt auch, wenn das 
Halten des Kraftfahrzeugs von der Steuer be-
freit ist, es sei denn, daß 'es ausschließlich zur 
Zustellung oder Abholung nach § 2 Nr. 7 a ver-
wendet wird. 

(3) Der Anhängerzuschlag für die Dauer eines 
Jahres beträgt, wenn das verkehrsrechtlich zu-
lässige Gesamtgewicht des schwersten Kraft-
fahrzeuganhängers 
1. nicht mehr als 10 000 Kilogramm beträgt, 

1 402,50 Deutsche Mark, 
2. mehr als 10 000 Kilogramm aber nicht mehr 

als 16 000 Kilogramm beträgt, 
3 407,50 Deutsche Mark, 

3. mehr als 16 000 Kilogramm beträgt, 
5 957,50 Deutsche Mark. 

Bei Sattelanhängern ist das verkehrsrechtlich 
zulässige Gesamtgewicht um die Sattellast zu 
vermindern. 

(4) Wird ein einheimischer Kraftfahrzeugan-
hänger, bei dem nach Absatz 1 die Steuer nicht 
erhoben wird, hinter anderen als den nach Ab-
satz 1 zulässigen Kraftfahrzeugen verwendet, 
so ist die Steuer zu entrichten, solange die be-
zeichnete Verwendung dauert, mindestens je-
doch für einen Monat." 

9. § 12 wird gestrichen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) unverändert 

 

(3) Der Anhängerzuschlag für die Dauer 
eines Jahres beträgt, wenn das verkehrsrecht-
lich zulässige Gesamtgewicht des schwersten 
Kraftfahrzeuganhängers 
1. unverändert 

2. mehr als 10 000 Kilogramm aber nicht mehr 
als 12 000 Kilogramm beträgt, 
1 827,50 Deutsche Mark, 

3. mehr als 12 000 Kilogramm aber nicht mehr 
als 14 000 Kilogramm beträgt, 
2 342,50 Deutsche Mark, 

4. mehr als 14 000 Kilogramm aber nicht mehr 
als 16 000 Kilogramm beträgt, 
3 407,50 Deutsche Mark, 

5. mehr als 16 000 Kilogramm beträgt, 
5 957,50 Deutsche Mark. 

Bei Sattelanhängern ist das verkehrsrechtlich 
zulässige Gesamtgewicht um die Sattellast zu 
vermindern. 

(4) Wird ein einheimischer Kraftfahrzeugan-
hänger, bei dem nach Absatz 1 die Steuer nicht 
erhoben wird, hinter anderen als den nach Ab-
satz 1 zulässigen Kraftfahrzeugen verwendet, 
so ist die Steuer zu entrichten, solange die be-
zeichnete Verwendung dauert, mindestens je-
doch für einen Monat. 

(5) Artikel I Nr. 2 des Gesetzes des Landes 
Berlin zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuerge-
setzes vom 3. August 1950 (Verordnungsblatt für 
Groß-Berlin I S. 379) bleibt unberührt." 

9. unverändert 
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10. § 13 erhält folgende Fassung: 

,,§13 
Entrichtungszeiträume 

(1) Die Steuer ist jeweils für die Dauer eines 
Jahres im voraus zu entrichten. 

(2) Die Steuer darf, wenn die Jahressteuer 
mehr als 1 000 Deutsche Mark beträgt, auch für 
die Dauer eines Halbjahres und, wenn die Jah-
ressteuer mehr als 2 000 Deutsche Mark beträgt, 
auch für die Dauer eines Vierteljahres entrich-
tet werden. In diesen Fällen beträgt die Steuer 
1. wenn sie halbjährlich entrichtet wird, 

die Hälfte der Jahressteuer zuzüglich 
eines Aufgeldes in Höhe von drei 
vom Hundert; 

2. wenn sie vierteljährlich entrichtet wird, 
ein Viertel der Jahressteuer zuzüglich 
eines Aufgeldes in Höhe von sechs 
vom Hundert. . 

Ein Wechsel des Entrichtungszeitraums ist nur 
zulässig, wenn die Änderung vor oder späte-
stens mit der Fälligkeit der neu zu entrichten

-

ten Steuer angezeigt wird. 

(3) Die Steuer darf bei gebietsfremden Fahr-
zeugen, die zum vorübergehenden Aufenthalt 
in den Geltungsbereich dieses Gesetzes gelan-
gen, für einen Aufenthalt bis zu dreißig Tagen 
auch tageweise entrichtet werden, wenn die Ge-
genseitigkeit gewährleistet ist; diese Voraus-
setzung entfällt für Fahrzeuge, die in den Staa-
ten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
zugelassen sind. Die Tage des Aufenthalts im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes brauchen nicht 
unmittelbar aufeinander zu folgen. Eine Erstat-
tung der tageweise entrichteten Steuer ist aus-
geschlossen. 

(4) Die Steuer ist für einen nach Tagen be-
rechneten Zeitraum zu entrichten, 
1. abweichend von den Absätzen 1 und 2 

a) mit Einwilligung oder auf Antrag eines 
Steuerschuldners, wenn dieser die Steuer 
für mehr als ein Fahrzeug schuldet und 
wenn durch die tageweise Entrichtung für 
mindestens zwei Fahrzeuge ein einheit-
licher Fälligkeitstag erreicht wird, 

b) auf Anordnung des Finanzamts für läng-
stens einen Monat, wenn hierdurch für 
bestimmte Gruppen von Fahrzeugen ein 
einheitlicher Fälligkeitstermin erreicht 
wird und diese Maßnahme der Verein-
fachung der Verwaltung dient; 

2. wenn die Steuerpflicht für eine bestimmte 
Zeit besteht. 

Die Steuer beträgt in diesen Fällen für jeden 
Tag ein Dreihundertsechzigstel der Jahressteuer; 
Bruchteile eines Pfennigs bleiben unberücksich- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

10. unverändert 
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tigt. Zur Berechnung des zu entrichtenden Be-
trages wird das Jahr zu 360 und der Monat 
zu 30 Tagen gerechnet. 

(5) Die zu entrichtende Steuer ist in den Fäl-
len der Absätze 2 bis 4 auf volle Deutsche 
Mark nach unten abzurunden." 

11. § 14 erhält folgende Fassung: 

„§ 14 
Steuerfestsetzung 

(1) Die Steuer wird, wenn der Zeitpunkt der 
Beendigung der Steuerpflicht nicht feststeht, un-
befristet, in allen anderen Fällen für einen be-
stimmten Zeitraum oder tageweise festgesetzt. 
Kann der Steuerschuldner den Entrichtungszeit-
raum wählen (§ 13 Abs. 2), so wird die Steuer 
für den von ihm gewählten Entrichtungszeit-
raum festgesetzt; sie kann auch für alle in Be-
tracht kommenden Entrichtungszeiträume fest-
gesetzt werden. 

(2) Die Steuer ist neu festzusetzen 

1. wenn die Voraussetzungen für eine Steuer-
befreiung, eine Steuerermäßigung oder die 
Nichterhebung der Steuer für Kraftfahrzeug-
anhänger (§ 11 a Abs. 1) eintreten oder weg-
fallen oder wenn nachträglich festgestellt 
wird, daß die Voraussetzungen nicht vorge-
legen haben oder nicht vorliegen, 

2. wenn die Steuerpflicht endet, ausgenommen 
in den Fällen des § 13 Abs. 3. Die Steuer-
festsetzung erstreckt sich auf die Zeit vom 
Beginn des Entrichtungszeitraums, in den das 
Ende der Steuerpflicht fällt, bis zum Ende 
der Steuerpflicht. 

(3) Ist die Steuer nur für eine vorüber-
gehende Zeit neu festzusetzen, so kann die nach 
Absatz 1 ergangene Steuerfestsetzung durch 
eine Steuerfestsetzung für einen bestimmten 
Zeitraum ergänzt werden. Die Ergänzungsfest-
setzung ist auf den Unterschiedsbetrag zu be-
schränken. 

(4) Die nach Absatz 1 ergangene Steuerfest-
setzung bleibt unberührt, wenn der Steuer-
schuldner den regelmäßigen Standort eines Fahr-
zeugs in den Bezirk einer anderen Zulassungs-
behörde verlegt. Dies gilt auch, wenn durch die 
Standortverlegung ein anderes Finanzamt zu

-

ständig wird. 

(5) Die Landesregierungen werden ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, daß 
in den Fällen des § 13 Abs. 1 und 2 die Steuer 
durch die Zulassungsbehörde festzusetzen ist, 
wenn und soweit dadurch die Erhebung der 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

11. § 14 erhält folgende Fassung: 

„§ 14 
Steuerfestsetzung 

(1) unverändert 

(2) Die Steuer ist neu festzusetzen 
vor 1. wenn sich infolge einer Änderung der 

Bemessungsgrundlagen eine andere 
Steuer ergibt, 

1. unverändert 

2. unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 
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Steuer erheblich erleichtert oder verbessert 
wird. Insoweit wird die Zulassungsbehörde als 
Landesfinanzbehörde tätig. Alle weiteren Auf-
gaben obliegen dein Finanzamt; es darf fehler-
hafte Steuerfestsetzungen der Zulassungsbe-
hörde aufheben oder ändern und unterbliebene 
Steuerfestsetzungen selbst vornehmen." 

12. § 15 erhält folgende Fassung: 

„§ 15 
Nachweis der Besteuerung 

(1) Die Zulassungsbehörde darf den Fahr-
zeugschein erst aushändigen, wenn nachge-
wiesen ist, daß den Vorschriften über die Kraft-
fahrzeugsteuer genügt ist. Die Landesregierun-
gen werden ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung zu bestimmen, daß die Aushändigung des 
Fahrzeugscheins auch davon abhängig gemacht 
wird, daß  
1. im Falle der Steuerpflicht die Kraftfahrzeug-

steuer oder ein ihrer voraussichtlichen Höhe 
entsprechender Betrag für den ersten Ent-
richtungszeitraum entrichtet ist oder 

2. im Falle einer Steuerbefreiung die Voraus-
setzungen für die Steuerbefreiung nachge-
wiesen oder glaubhaft gemacht sind. 

Die Landesregierung kann die Ermächtigung 
auf die zuständigen obersten Landesbehörden 
übertragen. 

(2) Die oberste Finanzbehörde des Landes 
kann im Einvernehmen mit der für die Zulas-
sungsbehörden zuständigen obersten Verwal-
tungsbehörde bestimmen, daß in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 und des § 14 Abs. 5 die 
Steuer oder ein entsprechender Betrag bei der 
Zulassungsbehörde oder einer für die Zulas-
sungsbehörde zuständigen öffentlichen Kasse 
einzuzahlen ist. Insoweit wird die Zulassungs-
behörde oder die für sie zuständige öffentliche 
Kasse als Landesfinanzbehörde tätig. Anord-
nungen nach Satz 1, in denen die im Einzelfall 
bestimmte Zulassungsbehörde oder die für sie 
zuständige Kasse zu bezeichnen ist, sind in dem 
für das jeweilige Land maßgeblichen Gesetz-
oder Verordnungsblatt bekanntzumachen." 

13. § 16 erhält folgende Fassung: 

„§ 16 
Abmeldung von Amts wegen 

(1) Ist die Steuer nicht entrichtet worden, so 
hat die Zulassungsbehörde auf Antrag des 
Finanzamts den Fahrzeugschein einzuziehen, 
etwa ausgestellte Anhängerverzeichnisse zu be-
richtigen und das amtliche Kennzeichen zu ent-
stempeln (Abmeldung von Amts wegen). Sie 
trifft die hierzu erforderlichen Anordnungen 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

12. § 15 erhält folgende Fassung: 

„§ 15 
Nachweis der Besteuerung 

(1) Die Zulassungsbehörde darf den Fahr-
zeugschein erst aushändigen, wenn nachge-
wiesen ist, daß den Vorschriften über die Kraft-
fahrzeugsteuer genügt ist. Die Landesregierun-
gen werden ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung zu bestimmen, daß die Aushändigung des 
Fahrzeugscheins auch davon abhängig gemacht 
wird, daß 
1. unverändert 

2. unverändert 

Die Landesregierung kann die Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auf die zuständigen 
obersten Landesbehörden übertragen. 

(2) Die Landesregierungen werden ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, daß 
in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und des § 14 
Abs. 5 die Steuer oder ein entsprechender Be-
trag bei der Zulassungsbehörde oder einer für 
die Zulassungsbehörde zuständigen öffentlichen 
Kasse einzuzahlen ist. Insoweit wird die Zulas-
sungsbehörde oder die für sie zuständige öffent-
liche Kasse als Landesfinanzbehörde tätig. Die 
Landesregierung kann die Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf die zuständigen obersten 
Landesbehörden übertragen." 

13. § 16 erhält folgende Fassung: 

„§ 16 
Abmeldung von Amts wegen 

(1) Ist die Steuer nicht entrichtet worden, so 
hat die Zulassungsbehörde auf Antrag des 
Finanzamts den . Fahrzeugschein einzuziehen, 
etwa ausgestellte Anhängerverzeichnisse zu be-
richtigen und das amtliche Kennzeichen zu ent-
stempeln (Abmeldung von Amts wegen). Sie 
trifft die hierzu erforderlichen Anordnungen 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache  8/2285 

Entwurf 

durch schriftlichen Verwaltungsakt (Abmel-
dungsbescheid). Widerspruch und Anfechtungs-
klage gegen den Abmeldungsbescheid haben 
keine aufschiebende Wirkung. 

(2) Das Finanzamt kann die Abmeldung von 
Amts wegen auch selbst vornehmen, wenn die 
Zulassungsbehörde das Verfahren noch nicht 
eingeleitet hat. Absatz 1 Satz- 2 und 3 gilt ent-
sprechend. Das Finanzamt teilt die durchge-
führte Abmeldung unverzüglich der Zulassungs

-

behörde mit und händigt dem Fahrzeughalter 
die vorgeschriebene Bescheinigung über die 
Abmeldung aus. 

(3) Die Durchführung der Abmeldung von 
Amts wegen richtet sich nach dem Verwal-
tungsverfahrensgesetz. Für Streitigkeiten über 
Abmeldungen von Amts wegen ist der Verwal-
tungsrechtsweg gegeben." 

14. In § 17 Abs. 1 werden folgende Nummern 7 
bis 9 angefügt: 

„7. die völlige oder teilweise Befreiung von 
der Steuer für das Halten von gebietsfrem-
den Fahrzeugen, die vorübergehend im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes benutzt wer-
den. Voraussetzung ist, daß Gegenseitigkeit 
gewahrt ist und die Befreiung dazu dient, 
eine Doppelbesteuerung zu vermeiden, den 
grenzüberschreitenden Verkehr zu erleich-
tern oder die Wettbewerbsbedingungen für 
einheimische Fahrzeuge zu verbessern; 

8. eine befristete oder unbefristete Erhöhung 
der nach § 11 Abs. 3 anzuwendenden 
Steuersätze für bestimmte gebietsfremde 
Fahrzeuge, um diese Fahrzeuge einer 
Steuerbelastung zu unterwerfen, die der Be-
lastung einheimischer Fahrzeuge bei vor-
übergehendem Aufenthalt im Heimatstaat 
der gebietsfremden Fahrzeuge mit Abgaben 
entspricht, die für die Benutzung von Fahr-
zeugen, die Benutzung von öffentlichen 
Straßen oder das Halten zum Verkehr auf 
öffentlichen Straßen erhoben werden; 

9. eine besondere Kennzeichnung der Kraft-
fahrzeuge, für die nach § 11 a Abs. 2 eine 
um einen Anhängerzuschlag erhöhte Steuer 
erhoben wird." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

durch schriftlichen Verwaltungsakt (Abmel-
dungsbescheid). 

(2) Das Finanzamt kann die Abmeldung von 
Amts wegen auch selbst vornehmen, wenn die 
Zulassungsbehörde das Verfahren noch nicht 
eingeleitet hat. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend. Das Finanzamt teilt die durchgeführte 
Abmeldung unverzüglich der Zulassungsbe-
hörde mit und händigt dem Fahrzeughalter die 
vorgeschriebene Bescheinigung über die Ab-
meldung aus. 

(3) unverändert 

14. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden folgende Nummern 7 
bis 9 angefügt: 
„7. die völlige oder teilweise Befreiung von 

der Steuer für das Halten von gebiets-
fremden Fahrzeugen, die vorübergehend 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes be-
nutzt werden. Voraussetzung ist, daß 
Gegenseitigkeit gewahrt ist und die Be-
freiung dazu dient, eine Doppelbesteue-
rung zu vermeiden, den grenzüber-
schreitenden Verkehr zu erleichtern 
oder die Wettbewerbsbedingungen für 
einheimische Fahrzeuge zu verbessern; 

8. eine befristete oder unbefristete Erhö-
hung der nach § 11 Abs. 3 anzuwenden-
den Steuersätze für bestimmte gebiets-
fremde Fahrzeuge, um diese Fahrzeuge 
einer Steuerbelastung zu unterwerfen, 
die der Belastung einheimischer Fahr-
zeuge bei vorübergehendem Aufenthalt 
im Heimatstaat der gebietsfremden 
Fahrzeuge mit Abgaben entspricht, die 
für die Benutzung von Fahrzeugen, die 
Benutzung von öffentlichen Straßen oder 
das Halten zum Verkehr auf öffentlichen 
Straßen erhoben werden; 

9. eine besondere Kennzeichnung der 
Kraftfahrzeuge, für die nach § 11 a Abs. 2 
eine um einen Anhängerzuschlag er-
höhte Steuer erhoben wird." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Landesregierungen werden er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung zu be-
stimmen, daß abweichend von der allgemei-
nen Zuständigkeitsregelung ein anderes Fi-
nanzamt ganz oder teilweise örtlich zustän-
dig ist, wenn dies aus organisatorischen 
Gründen zweckmäßig erscheint. Die Landes- 
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15. Hinter § 17 werden folgende §§ 18 bis 20 ange-
fügt: 

,,§ 18 
Aussetzung der Steuer 

Der Bundesminister der Finanzen kann im 
Einvernehmen mit den obersten Finanzbehör-
den der Länder die Erhebung der Steuer bei ge-
bietsfremden Fahrzeugen bis zu einem Jahr 
aussetzen, sobald mit dem Staat, in dem die 
Fahrzeuge zugelassen sind, Verhandlungen 
über ein Abkommen zum gegenseitigen Ver-
zicht auf die Kraftfahrzeugsteuer aufgenommen 
worden sind. Die Anordnung ist im Bundes-
anzeiger bekanntzumachen. 

§ 19 

Sonderregelung für bestimmte Behinderte 

Behinderte, denen die Kraftfahrzeugsteuer im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 des Kraftfahrzeugsteuer-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Dezember 1972 (BGBl. I S. 2209) erlassen 
war, gelten im Sinne des § 2 Nr. 8 a dieses Ge-
setzes als in ihrer Bewegungsfähigkeit im Stra-
ßenverkehr erheblich beeinträchtigt, solange 
sie in ihrer Erwerbsfähigkeit nicht nur vorüber-
gehend um mindestens 50 vom Hundert gemin-
dert sind. 

§ 20 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf-
grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei-
tungsgesetzes." 

Artikel 2 
Übergangsvorschriften  

Ändert sich aufgrund dieses Gesetzes für ein 
Fahrzeug der Entrichtungszeitraum, die Besteue-
rungsgrundlage oder der Steuersatz, so bleiben 
diese Änderungen bis zum Beginn des ersten Ent-
richtungszeitraums nach Inkrafttreten dieses Geset-
zes außer Betracht. Die Kraftfahrzeugsteuer ist in 
diesen Fällen entsprechend der Festsetzung im bis-
herigen Steuerbescheid weiter zu entrichten, bis ein 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

regierung kann die Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf die zuständigen ober-
sten Landesbehörden übertragen." . 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

15. Hinter § 17 werden folgende §§ 18 und 19 ange-
fügt: 

„§ 18 
unverändert 

§ 1 .9 
Sonderregelung für bestimmte Behinderte 

Behinderte, denen die Kraftfahrzeugsteuer im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes zur 
Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes vom 

...... (BGBl. I  S. . . .) nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Dezember 1972 
(BGBl. I S. 2209) erlassen war, gelten im Sinne 
des § 2 Nr. 8 a dieses Gesetzes als in ihrer Be-
wegungsfähigkeit im Straßenverkehr erheblich 
beeinträchtigt, solange sie in ihrer Erwerbs-
fähigkeit nicht nur vorübergehend um minde-
stens 50 vom Hundert gemindert sind. 

§ 20 
entfällt 

Artikel 2 
unverändert 
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neuer Steuerbescheid erteilt wird. § 2 a des Kraft-
fahrzeugsteuergesetzes' in der Fassung dieses Ge-
setzes ist in allen Fällen anzuwenden, in denen der 
maßgebliche Erstattungszeitraum nach dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes endet. 

Artikel 3 
Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

Das Güterkraftverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. August 1975 (BGBl. I 
S. 2132, 2480), zuletzt geändert durch Artikel 92 des 
Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 
14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 54 Abs. 2 Nr. 3 werden hinter Buchstabe c 
folgende Buchstaben d und e eingefügt: 
„d) die Steuerbefreiung nach § 2 Nr. 7 a des 

Kraftfahrzeugsteuergesetzes, 
e) die Sonderregelung für Kraftfahrzeuganhän-

ger nach § 11 a des Kraftfahrzeugsteuerge-
setzes". 

2. In § 87 a Abs. 2 werden hinter Nummer 4 folgen-
de Nummern 5 und 6 eingefügt: 
„5. die Steuerbefreiung nach § 2  Nr. 7 a des 

Kraftfahrzeugsteuergesetzes, 
6. die Sonderregelung für Kraftfahrzeuganhän-

ger nach § 11 a des Kraftfahrzeugsteuer-
gesetzes". 

Artikel 4 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset-
zes auch im Land Berlin. 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit dem Beginn des vierten 
auf seine Verkündung folgenden Kalendermonats 
in Kraft. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 3 
unverändert 

Artikel 3a 

Änderung der Abgabenordnung 

In § 150 Abs. 6 Satz 1 der Abgabenordnung wer-
den hinter dem Wort „Steueranmeldungen" ein Bei-
strich und die Worte „Steuererklärungen im Sinne 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes" eingefügt. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset-
zes auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
aufgrund des Kraftfahrzeugsteuergesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit dem Beginn des sechsten 
auf seine Verkündung folgenden Kalendermonats 
in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Diederich (Berlin) und Dr. Schäuble 

I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf — Drucksache 8/238 — wurde in 
der 29. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
26. Mai 1977 und der Gesetzentwurf — Drucksache 
8/1679 — wurde in der 86. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 20. April 1978 an den Finanzaus-
schuß federführend, an den Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen und an den 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen überwie-
sen. Die mitberatenden Ausschüsse haben über die 
Vorlage am 26. April 1978, der federführende Aus-
schuß hat über die Vorlage am 10. Mai und 8. No-
vember 1978 beraten. 
Die mit der Regierungsvorlage — Drucksache 8/1679 
— vorgeschlagene Straffung des Kraftfahrzeug-
steuer-Erhebungsverfahrens durch eine obligato-
rische Vorauszahlung für ein ganzes Jahr ist das 
Ergebnis einer von den Finanzverwaltungen des 
Bundes und der Länder gebildeten Arbeitsgruppe. 
Die Maßnahme, die 60 v. H. der Steuerpflichtigen zu 
einer Umstellung ihrer Zahlungsweise veranlassen 
soll, wird insbesondere nachdrücklich von den mit 
der Einziehung der Steuer befaßten Ländern als ein 
schnell zu realisierender erster Schritt gefordert, um 
die mit 3,88 v. H. relativ hohen Verwaltungskosten 
dieser Steuerart zu senken und um insbesondere die 
Finanzkassen — ein ständiger Engpaß des gesamten 
Besteuerungsverfahrens — wesentlich zu entlasten. 
Die Zahl der Buchungen wird sich etwa halbieren, 
die Verminderung der Verwaltungskosten insgesamt 
— nach Ermittlungen für 1976 betrugen diese 218,5 
Millionen DM — wird mit einem Fünftel angenom-
men. Der Ausschuß unterstützt nach eingehender 
Beratung die Straffung des Erhebungsverfahrens, 
wobei er durchaus gesehen hat, daß die für viele 
höhere Steuervorauszahlung, insbesondere bei Fa-
milien im unteren Einkommensbereich und bei den 
noch in der Ausbildung stehenden jungen Men-
schen, diese zunächst einmal hart ankommen und 
ihnen ein stärkeres Maß von vorsorglichem Umgang 
mit den verfügbaren Mitteln abverlangen wird. Der 
Ausschuß hat, nachdem er eine Einschränkung der 
Verwaltungskosten auf ein vertretbares Maß als 
vordringlich anerkannt hat und er in der vorge-
schlagenen kleinen Lösung den derzeit einzigen ge-
meinsamen Nenner für eine Verbesserung sieht, sich 
darum bemüht, den Übergang zum neuen Erhebungs-
verfahren zu erleichtern. Das soll einmal durch eine 
Verlängerung der Vorlaufzeit zwischen Gesetzes-
verkündung und seiner erstmaligen Anwendung 
nunmehr nicht vor dem 1. Juni 1979 und insbeson-
dere durch den Verzicht auf eine generelle Erhöhung 
des Steuersatzes für Personenkraftwagen, die mit 
4 v. H. in Anbetracht jahrelanger Geldentwertung 
zwar durchaus mäßig wäre, in Kombination mit einer 
Umstellung auf obligatorisch höhere Vorauszahlun

-

gen aber doch ein empfindliches Gewicht erhielte, 
geschehen. Es kommt hinzu, daß der Gesetzentwurf 
etwa im gleichen Volumen Steuervergünstigungen 
zugunsten von Behinderten und zugunsten des Trans-
portgewerbes enthält und eine Verteilung dieser 
Ausfälle auf eine wenn auch große Gruppe von 
Kraftfahrzeugsteuerzahlern weniger sinnvoll er-
scheint als eine Verteilung auf die Gesamtheit der 
Steuerzahler. Die Entscheidung gegen eine Steuer-
erhöhung erfolgte im Ausschuß einstimmig. 

Ein gemeinsames Anliegen beider Vorlagen ist die 
Beseitigung von einseitigen Vorteilen, die Nutzkraft-
fahrzeuge aus der DDR im Wettbewerb mit den im 
Bundesgebiet zugelassenen Fahrzeugen bei uns ge-
nießen, nachdem dieser Verkehr eine wettbewerbs-
rechtlich relevante Größenordnung erreicht hat. Ziel 
dieser Gesetzesänderung ist es, auch im Verhältnis 
zu der DDR zu Vereinbarungen zu kommen, wie sie 
international üblich sind. Hierzu gab es Meinungs-
verschiedenheiten im Ausschuß lediglich in der Ter-
minologie, nicht aber in der Sache. Der Finanzaus-
schuß ist dem mitberatenden Ausschuß für inner-
deutsche Beziehungen darin gefolgt, daß die in § 18 
vorgesehene Ermächtigung der Finanzbehörden, mit 
der Aufnahme von bilateralen Kraftfahrzeugsteuer

-

Abkommensverhandlungen die Besteuerung gebiets-
fremder Fahrzeuge bis zu einem Jahr auszusetzen, 
diese nicht von der Verpflichtung entbindet zu prü-
fen, ob dies nur bei Gewährleistung der Gegensei-
tigkeit sinnvoll ist. 

Die vom Ausschuß im übrigen vorgeschlagenen Än-
derungen gehen auf Anregungen des Ausschusses 
für Verkehr und für das .  Post- und Fernmeldewesen 
und die Stellungnahme des Bundesrates zurück, so-
weit sie mehr als redaktionelle Bedeutung haben. 
Übernommen wurde einmal die verkehrspolitische 
Anregung, den sogenannten Huckepackverkehr auch 
im mittelständischen Bereich dadurch stärker zu för-
dern, daß bereits ab einer Zahl von mehr als 
31 Fahrten dieser Art im Jahr eine in drei Stufen 
bis zur vollen Steuerbefreiung ansteigende teilweise 
Steuerbefreiung gewährt wird. Diese Vergünstigung 
erschien dem Ausschuß noch einigermaßen leicht zu 
kontrollieren, was er jedoch nicht mehr hinsichtlich 
der weiteren Anregung als gegeben ansah, Zustell- 
und Abholfahrzeuge im kombinierten Verkehr auch 
dann zu befreien, wenn mit den Fahrzeugen andere 
Transporte im Zusammenhang mit einer Zustell- und 
Abholfracht (z. B. auf der Rückfahrt) bis zu einem 
Verhältnis 1 : 1 und alles dies nur im Nahverkehr 
durchgeführt werden. Übernommen wurde dagegen 
auch noch die Anregung des Ausschusses für Ver-
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen, bei der 
neuen wahlweisen Sonderregelung für die wechsel-
weise Benutzung von Anhängern eine stärkere Staf-
felung des Anhängerzuschlags vorzusehen. 
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Die Opposition hat auch im Falle des kombinierten 
Verkehrs bei Zustell- und Abholfahrten eine Erwei-
terung der Steuerbefreiung befürwortet. Sie hat sich 
außerdem Anregungen zu eigen gemacht, die Pan-
nenhilfsfahrzeuge der Straßenwachten zu befreien 
und auf eine Besteuerung landwirtschaftlicher Zug-
maschinen, die gelegentlich auf öffentlichen Straßen 
Schnee räumen oder streuen, zu verzichten. Nach 
Auffassung der Mehrheit des Ausschusses ist es 
nicht gerechtfertigt, eine gemeinnützige Tätigkeit, 
nur weil sie wie die Pannenhilfe einen besonderen 
Bezug zum Straßenverkehr hat, einseitig zu begün-
stigen. Das Bedenken, daß eine Ausnahme zugunsten 
von Schneeräumen und Streuen zu weiteren Ansin-
nen auf Durchbrechung des Ausschließlichkeitsprin-
zips führt, war für die Mehrheit auch im zweiten 
Fall ausschlaggebend. 

In der Schlußabstimmung hat  der Ausschuß die Vor-
lage einstimmig in der anliegenden Fassung be-
schlossen. 

II. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 — Kraftfahrzeugsteuergesetz 

Zu Nummer 3 Buchstabe d (§ 2 Nr. 8 a) 

Die Streichungen entsprechen der Stellungnahme 
des Bundesrates und sollen keine inhaltliche Ände-
rung bewirken. 

Zu Nummer 4 (§ 2 a) 

Die Neufassung erweitert die Steuerbefreiung für 
den sogenannten Huckepackverkehr. In Fällen, in 
denen im Jahr 125 solcher Fahrten nicht erreicht 
werden, soll in drei Stufen, beginnend bei mehr als 
31 Fahrten im Jahr, eine Steuerbefreiung zu ein, 
zwei oder drei Vierteln gewährt werden. Durch die 
Änderung wird auch für mittlere Verkehrsunterneh-
men ein Anreiz geschaffen, sich an dieser Verkehrs-
art zu beteiligen. Eine solche Änderung wurde auch 
vom Bundesrat empfohlen. 

Zu Nummer 7 (§ 11) 

Gegenüber der Regierungsvorlage wurde der Betrag 
von 15,00 DM in 14,40 DM abgeändert; damit wird 
die vorgeschlagene Erhöhung der Kraftfahrzeug-
steuer für Personenkraftwagen, die durch Hubkol-
benmotoren angetrieben werden, rückgängig ge-
macht. 

Zu Nummer 8 (§ 11 a) 

Zu § 11a Abs. 3 

Der im Interesse der Wettbewerbsgleichheit gegen-
über Verkehrsunternehmen aus Nachbarländern 
wahlweise eingeführte Anhängerzuschlag soll für die 
Anhänger mit einem Gesamtgewicht zwischen 12 und 

14 Tonnen noch stärker gestaffelt werden, was einen 
differenzierteren Fahrzeugeinsatz entsprechend dem 
Ladungsaufkommen ermöglicht. Dies liegt im ver-
kehrspolitischen Interesse. 

Zu § 11 a Abs. 5 

Die Ergänzung entspricht einem Begehren des Bun-
desrates. 

Zu Nummer 11 (§ 14) 

Wie bisher soll die Steuer auch dann neu festge-
setzt werden, wenn sich die Steuerbemessungsgrund-
lage ändert. Das kann jetzt z. B. auch der Fall sein, 
wenn hinter einem Zugfahrzeug, für das ein Anhän-
gerzuschlag entrichtet wird, nach § 11 Abs. 1 nicht 
zu besteuernde Anhänger mit einem anderen Ge-
wicht mitgeführt werden, als es dem festgesetzten 
Zuschlag entspricht. 

Zu Nummer 12 (§ 15) 

Die Ergänzungen wurden entsprechend einem Vor-
schlag des Bundesrates übernommen. 

Zu Nummer 13 (§ 16) 

Der Bundesrat hatte um Überprüfung dieser Bestim-
mung gebeten, weil er bei Versagung der aufschie-
benden Wirkung von Widerspruch und Anfechtungs-
klage gegen eine Abmeldung von Amts wegen einen 
Verstoß gegen Artikel 19 Abs. 4 GG für möglich 
hält. Auf eine Versagung der aufschiebenden Wir-
kung soll nunmehr verzichtet werden. 

Zu Nummer 14 (§ 17) 

Infolge von Gebietsreformen sind vielfach Differen-
zen zwischen den Grenzen der Finanzamtsbezirke 
und den neuen Kreisgrenzen entstanden. Die Länder 
sollen in den Stand versetzt werden, in diesen Fällen 
auf regionaler Ebene die nach den tatsächlichen 
Verhältnissen vernünftigste Regelung der örtlichen 
Zuständigkeit zu treffen. 

Zu Nummer 15 (§§ 18 bis 20) 

Zu § 19  

Die Änderung entspricht der Gegenäußerung der 
Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundes-
rates und hat nur redaktionelle Bedeutung. Auch der 
Ausschuß hält es für nicht erforderlich, die Vertrau-
ensschutzregelung zu einer abstrakten Besitzstands-
wahrung auch gegenüber denjenigen Behinderten 
auszuweiten, die kein Fahrzeug unterhalten. 

Zu § 20 

Die Berlin-Klausel kann hier entfallen, weil das 
Kraftfahrzeugsteuergesetz keiner Totalreform unter-
worfen worden ist und vorkonstitutionelles Recht 
bleibt. 
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Zu Artikel 3 a — Abgabenordnung 

Durch die Änderung soll es ermöglicht werden, die 
zur Automation des Steuerbescheidverfahrens er-
forderlichen Rechtsvorschriften zu erlassen. 

Zu Artikel 4 — Berlin-Klausel 

Die Berlin-Klausel war hier zu ergänzen, nachdem 
sie in Artikel 1 gestrichen worden ist. 

 

Zu Artikel 5 — Inkrafttreten 

Es soll reichlich Zeit zwischen Gesetzesverkündung 
und erstmaliger Anwendung verbleiben, um die 
Steuerpflichtigen allgemein und im Einzelfall auf die 
neue Zahlungsweise vorzubereiten. 

Bonn, den 14. November 1978 

Dr. Diederich (Berlin) 	Dr. Schäuble 

Berichterstatter 




